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TELEKOMMUNIKATIONSRECHT

Telekom-Branchenuntersuchung:
Preissteigerungen am

Österreich ist ein Mobilfunkparadies: Jeder Bürger hat
im Schnitt eineinhalb Mobilfunkverträge, und über 85
Prozent der Telefongespräche gehen vom Mobilfunk aus
(siehe RTR Telekom Monitor 1/2016.) Seit Ende 2012
hat Österreich nur mehr drei Mobilfunknetzbetreiber.
Die Europäische Kommission hatte am 12.12.2012 die
Übernahme von Orange durch Hutchison 3G mit gewis-
sen Auflagen für die Aufnahme von Netzuntermietern
(mobile virtual network Operators, MVNO) und den Ver—
zicht auf einen Teil des Frequenzspektrums genehmigt
(COMP/M.6497 — H3G/Orange). Am 26. 11. 2012 hat das
Kartellgericht in einem getrennten Verfahren (26 Kt
47, 48/12) die Übernahme der Orange-Tochter Yesss!
durch den Marktführer A1 ohne Auflagen genehmigt.

Eine Folge dieser Entwicklung war die Anhe—
i

bung der Preise am Mobilfunkmarkt in den Jahren 2013
und 2014, als zuerst Neukundenverträge erheblich teurer
wurden und kurz darauf auch bestehende Verträge.
Letzteres wurde über den zweifelhaften ä 25 Telekom—
munikationsgesetz (TKG) vermeintlich legitimiert (kri-
tisch dazu Lust, Telekommunikationsrecht im Über-
blick2 (2015), lxvi f mwN; ders, Zur Klauselkontrolle
durch den Telekom-Regulator — ä 25 TKG als Indikator
für Marktmacht, RdW 2014, 694). Entsprechend ist das
Endkundenpreisniveau binnen weniger Monate um
30% gestiegen, was zeigt, dass keine ausreichende Vor-
sorge zum Schutz der Kunden gegen marktmissbräuch-
liches Verhalten des Anbieteroligopols getroffen wurde.

Im Sommer 2014 hat die Bundeswettbewerbs-
behörde (BWB) eine Untersuchung der Preisentwick—
lung am Telekom-Markt angekündigt. In diesem Zusam-

Mobilfunkmarkt
menhang hat schließlich auch die Rundfunk und Tele-
kom Regulierungs-GmbH (RTR) eine Untersuchung
gestartet, wobei auch der Bundeskartellanwalt, die
Arbeiterkammer und der Verein für Konsumenteninfor-
mation eingebunden wurden. Gut zwei Jahre nach den
Ereignissen am Markt bzw eineinhalb Jahre nach Einlei-
tung der Untersuchungen haben BWB und RTR ihre
Untersuchungen nunmehr am 14. 3. 2016 mit zwei geson-
derten Berichten zum Abschluss gebracht.

Der Bericht der Rundfunk und Telekom Regulierungs-
GmbH
Der Bericht der RTR analysiert die Auswirkungen, die
der Rückgang von vier konkurrierenden Mobilfunknetz-
betreibern auf bloß drei Anbieter bei Neukundenverträ—
gen mit sich gebracht hat. Die Ökonomischen Rechenmo—
delle weisen dabei signifikante Endkundenpreissteige—
rungen aus, die je nach Nutzungsprofil im Bereich von
+22 bis +90 % liegen (RTR, Ex-post analysis of the mer-
ger between H3G Austria and Orange Austria [2016],
16). Die Regulierungsbehörde weist in diesem Zusam-
menhang einerseits nach, dass die als nachträgliche Legi-
timation Vielfach vorgebrachten, angeblich hohen Li-
zenzkosten der 4G/LTE-Frequenzauktion im Jahr 2013
dieses Ergebnis kaum zu beeinflussen vermögen, näm-
lich lediglich in Richtung +19 bis +73 %. Andererseits
wird darauf hingewiesen, dass in anderen europäischen
Ländern, die nicht unter fusionsbedingten Wettbewerbs-
reduktionen gelitten haben, durch technischen Fort-
schritt bedingt in der gleichen Periode leichte Preisrück-
gänge zu verzeichnen waren.
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An sich müsste auf Grund dieses Befundes klar
sein (bzw im laufenden Verfahren M1/15 klar werden),
dass diese Entwicklung eine Folge der nach {537 TKG zu
vermeidenden Marktmacht der mit exklusiven Fre—
quenznutzungsrechten ausgestatteten Mobilfunknetzbe-
treiber ist. Ihr kann nur durch unmittelbar kundenschüt—
zende Maßnahmen wie Endkundenpreisregulierung (ää
43 und 45 TKG) beigekommen werden. Das Argument
der RTR, dass im Jahr 2015 die Auflagen der Fusionsent-
scheidung aus 2012 gewirkt hätten, stimmt nur bedingt,
da die Auflagen von Hutchison 3G zu keinen neuen, sig-
nifikanten Wettbewerbern geführt haben, sondern höch-
stens indirekt den Einstieg von HoT als freiwillig zuge—
lassenem Untermieter (MVNO) im Netz von t-mobile
erleichtert haben können.

Der Bericht der Bundeswettbewerbsbehörde

Im Gegensatz zur RTR behandelt der Bericht der BWB
die Auswirkungen der Zusammenschlüsse auf bestehen-
de Mobiltelefbnieverträge. Dabei wird auch versucht, die
erwartbaren, konsolidierungsbedingten Preissteigerun-
gen mit der tatsächlich verwirklichten Preisentwicklung
zu vergleichen. Die BWB (Bericht, 11) führt unter Ver-
weis auf Punkt 6.8. der Entscheidung der Kommission im
Fusionsfall H3G/Orange aus, dass im Jahr 2012 — ohne
Auflagen — von gut 10 %-igen Endkundenpreissteige-
rungen bei einer Anbietermarge von 50 % ausgegangen
wurde. Gemäß BWB scheinen die aktuellen Mobilfunk-
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margen zwischenzeitig aufgrund sinkender Kosten sowie
gestiegener Preise deutlich höher zu sein (ca. 100 % i).

Durch Gewichtung der Szenarien kommt die
BWB zum Schluss, dass Bestandskundentarife wegen
des fusionsbedingt verringerten Mobilfunkwettbewerbs
um knapp 15 % gestiegen sind (BWB, Bericht, 34 f.) Die
BWB verweist schlussendlich lediglich auf die Komple-
xität der Analyse und scheint sich mit dem Bericht und
„weiter genau beobachten“ zu begnügen.

Schlussfolgerung
Während vor der Fusion im Jahr 2012 aufgrund techni-
schen Fortschritts und wachsender Kundenzahlen jährli—
che Mobilfunkpreissenkungen von rd. 10% üblich wa-
ren, kam es 2013/2014 zu einem plötzlichen Anstieg um
30 O/o. Angebliche Lizenzkosten stellen dafür keine plau-
sible Erklärung dar. Die Kombination aus technischem
Fortschritt und jüngst besonders großzügiger staatlicher
Förderung der großen Anbieter über die „Breitband-
Milliarde“ führt zu weiterhin sinkenden Kosten der
Anbieter und entsprechend stattlichen Margen. Der
Pseudowettbewerb durch Netzuntermieter (MVNO) hat
zwar zwischenzeitig zu einem Rückgang der durchschnitt-
lichen Endkundenpreise auf „nur“ mehr +15 % gegen-
über 2013 geführt, befreit die Behörden aber nicht von
der Notwendigkeit, entsprechende Maßnahmen nach
ää 1, 5 KartG und insbes ää 34 ff TKG zu treffen.

Dr. Philipp Lust, LL.M. (Brügge); www.|ust.wien/recht
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